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B.
Verordnungen, 

Verfügungen und Bekanntmachungen 
der Bezirksregierung

Allgemeine Innere Verwaltung

214 Anerkennung einer Stiftung

(„hilfreich, edel & gut – die Jugendstiftung 
des BDKJ im Bistum Essen“)

Bezirksregierung
21.13 – St.1416ki 

Düsseldorf, den 30. April 2009

Die Bezirksregierung Düsseldorf hat die Stiftung

„hilfreich, edel & gut – die Jugendstiftung 
des BDKJ im Bistum Essen“

mit Sitz in Essen gemäß § 80 BGB in Verbindung 
mit §§ 1, 2 und 13 StiftG NRW als kirchliche Stif-
tung anerkannt. Die Stiftung ist seit dem 27. April 
2009 rechtsfähig.

Abl. Reg. Ddf. 2009 S. 183
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215 Öffentlich-rechtliche Vereinbarung 
 zwischen der Stadt Wuppertal und der Stadt  
 Remscheid zur Übernahme des Telefonservices 
 der Stadt Remscheid durch das von der Stadt  
 Wuppertal betriebene ServiceCenter

Bezirksregierung
31.01.01.02/10

 Düsseldorf, den 24. April 2009

Zwischen

  der Stadt Wuppertal, vertreten durch den Ober-
bürgermeister,

und

  der Stadt Remscheid, vertreten durch die Ober-
bürgermeisterin,

wird gemäß §§ 1 und 23 ff. des Gesetzes über die 
kommunale Gemeinschaftsarbeit (GkG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 01. Oktober 1979 
(GV. NRW. S. 621 / SGV. NRW. 202), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 09. Oktober 2007 (GV. NRW. 
S. 380), folgende mandatierende öffentlich-rechtli-
che Vereinbarung geschlossen:

§ 1 
Vereinbarungsgegenstand

1.  Gegenstand dieser Vereinbarung ist die Über-
nahme der Telefondienstleistungen der Telefon-
zentrale der Stadt Remscheid durch das von der 
Stadt Wuppertal betriebene ServiceCenter (im 
folgenden ServiceCenter genannt) sowie die 
Wahrnehmung der in § 2 und § 3 beschriebenen 
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Aufgaben. Die Aufgabenerledigung erfolgt in 
einem Front-Office- und Back-Office-Verfahren 
(Front-Office = Service-Center, Back-Office = 
Organisationseinheiten der Stadt Remscheid).

2.  Die Abwicklung der im ServiceCenter für die 
Stadt Remscheid eingehenden Anrufe erfolgt

 2.1.  unter Einsatz der bei der Stadt Wuppertal 
eingesetzten Hard- und Softwareausstattung

 2.2.  nach dem gleichen qualitativen Standard 
wie bei den für die Stadt Wuppertal einge-
henden Anrufen unter den in § 2 genannten 
Bedingungen. Der qualitative Standard 
sowie das Leistungsspektrum werden durch 
ein gemeinsam abgestimmtes Qualitäts-
handbuch festgelegt (s. § 4).

 2.3.  in den Räumlichkeiten des ServiceCenters 
unter Verwendung der dort bereits vorhan-
denen technischen Einrichtungen.

 2.4.  unter Nutzung der für das ServiceCenter 
vorhandenen Strukturen und Arbeitsweisen 
(Teamstrukturen, DV-Management, Wis-
sens- und Qualitätssicherung, Organisation, 
Qualifi zierung und Training).

§ 2 
Aufgaben der Stadt Wuppertal

1.  Die Stadt Wuppertal stellt sicher, dass das Ser-
viceCenter werktags von Montag bis Freitag in 
der Zeit von 07.00 Uhr bis 19.00 Uhr für bei der 
Stadt Remscheid eingehende Anrufe erreichbar 
ist. Die Stadt Wuppertal strebt an, während die-
ser Zeiten grundsätzlich alle für die Stadt Rem-
scheid beim ServiceCenter eingehenden Anrufe 
entgegen zu nehmen. Hierbei wird berücksich-
tigt, dass den realen Bedingungen eines Service-
Center-Betriebes Rechnung getragen werden 
muss. Die Wartetoleranz der Anrufer und die 
daraus resultierenden Abbrecher wie auch tech-
nisch bedingte Abbrecher (z. B. durch Provider 
etc.) können insofern nicht beeinfl usst werden.

  Es wird ein Zielservicelevel vereinbart, der im 
Tagesdurchschnitt 80/35 beträgt d. h. 80 % der 
Anrufe eines Tages müssen durchschnittlich in 
35 Sekunden entgegengenommen werden.

2.  Die Stadt Wuppertal verpfl ichtet sich, im Rah-
men der zur Verfügung gestellten Informationen 
im ServiceCenter auf der Basis eines Wis-
sensmanagementsystems der Stadt Remscheid 
(einschließlich deren Eigenbetriebe) auf von 
der Stadt Wuppertal bereitgestellten Servern, 
zusätzlichen Handlungsanweisungen (elektroni-
sche Dokumente) und dem elektronischen Tele-
fonbuch der Stadt Remscheid folgende Aufga-
ben zu übernehmen:

 2.1  Standardaufgaben

  –  Möglichst abschließende Bearbeitung 
eingehender standardisierbarer Anfragen 
und Anträge zur Entlastung der Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter der Stadt 
Remscheid.

  –  Selbständige Information und Beratung 
bei telefonischen Anfragen.

  –  Vermittlung von Anrufen in die Verwaltung 
der Stadt Remscheid bzw. Herausgabe der 
Telefonnummern, wenn eine selbständige 
Auskunftserteilung nicht möglich ist.

  –  Erstellung von Standardformularen zur 
Weitergabe von Informationen (z. B. Stö-

rungen an Lichtzeichenanlagen, Schil-
dern u.ä.) über E-Mail nach Vorgaben der 
zuständigen Organisationseinheiten der 
Stadt Remscheid.

  –  Übermittlung von Rückrufwünschen per 
E-Mail, wenn die gewünschten Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter der Stadt Rem-
scheid telefonisch nicht erreichbar sind.

 2.2.  Auf der Basis besonderer Zugriffsberechti-
gungen zu ADV-Verfahren der Stadt Rem-
scheid sollen darüber hinaus zunächst

  –  Meideregisterauskünfte an Behörden er-
teilt,

  –  Anfragen zur Fertigstellung von Pass-/
Personalausweisdokumenten beantwortet 
und

  –  in Art und Umfang speziell abgestimmte 
Online-Dienste (z. B. Urkundenservice) 
angeboten

werden. Die Zugangsvoraussetzungen zu den ADV-
Verfahren der Stadt Remscheid sind dabei von der 
Stadt Remscheid auf eigene Kosten zu realisieren.

3.  Eine Beratung bzw. Übernahme für bei der 
Stadt Remscheid eingerichteten Service-Num-
mern oder Hotlines fi ndet nur im Rahmen von 
gesonderten Leistungsvereinbarungen zwischen 
dem ServiceCenter und der Stadt Remscheid 
statt. Umleitungen auf das ServiceCenter bzw. 
Nennung von Sonderrufnummern im Service-
Center auf Bescheiden oder Veröffentlichungen 
müssen vorher vereinbart werden.

4.  Die Begrüßung durch die ServiceCenter-Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter, eventuelle Band-
ansagen, Warteschleifengestaltung etc. erfolgen 
in Abstimmung mit der Stadt Remscheid.

5.  Falls das Anliegen der Anruferin / des Anrufers 
über die Anforderungen des vorstehend genann-
ten Aufgabenkatalogs hinausgeht und durch das 
ServiceCenter nicht erfüllt werden kann, ist 
das Anliegen in Form einer Bürgerakte / eines 
Tickets automatisiert an das jeweils zuständige 
Back-Office der Stadt Remscheid weiterzulei-
ten.

  Einzelheiten zur Arbeitsweise und Vorgangsbe-
arbeitung erfolgen auf Basis des gemeinsam 
abgestimmten Qualitätshandbuchs für das Ser-
viceCenter (s. § 4).

6.  Die Stadt Wuppertal verpfl ichtet sich, im 
Bedarfsfall (z. B. bei Mitarbeiterwechsel, zusätz-
lich notwendigem Personal) für die im Service-
Center beschäftigten Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter die erforderlichen Software- und Kom-
munikationsschulungen durchzuführen. Für die 
Erstschulung einer Gruppe von Beschäftigten 
zur Betriebsaufnahme für die Stadt Remscheid 
werden die Kosten von der Stadt Remscheid 
übernommen.

7.  Die Stadt Wuppertal ist verpfl ichtet, über die 
Aufgabenerledigung die in Service-Centern 
üblichen Statistiken und Kennzahlen mindes-
tens monatlich zusammenzustellen und diese 
der Stadt Remscheid zuzuleiten. Hierunter fal-
len die automatisiert erstellbaren Berichte ins-
besondere zu Gesprächsdauer, Nachbearbei-
tungszeiten im ServiceCenter, Anzahl der vom 
ServiceCenter an das Back-Office weitergeleite-
ten Vorgänge, Wartezeiten, Abbrecher sowie dar-
über hinaus die Anzahl der vom ServiceCenter 
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abschließend (ohne Vermittlung) eigenständig 
beauskunfteten Vorgänge und die am meisten 
abgefragten Aufgabenbereiche.

  Daten für die am meisten abgefragten Rem-
scheider Aufgabenbereiche werden als Rohda-
tenmaterial zur Verfügung gestellt. Die Auswer-
tung erfolgt in Remscheid.

  Änderungswünsche, die eine Anpassung der 
Technik bzw. der Software erforderlich machen, 
werden vorab zwischen den beteiligten Städten 
abgesprochen. Bei Nutzung der Änderungen 
werden die Kosten anteilig der Kostenauftei-
lung nach § 7 übernommen. Ansonsten trägt die 
veranlassende Stadt die Gesamtkosten.

§ 3 
Aufgaben der Stadt Remscheid

1.  Die Stadt Remscheid organisiert die Erreich-
barkeit ihrer Back-Offices (Organisationsein-
heiten) in eigener Verantwortung. Diese haben 
grundsätzlich dafür zu sorgen, dass jeder Anru-
fer innerhalb der mit der Stadt Remscheid 
abgestimmten Fristen eine Rückmeldung auf 
den Rückrufwunsch erhält, die jedoch nicht 
zwingend mit der Beantwortung gleichzusetzen 
ist.

2.  Die Stadt Remscheid verpfl ichtet sich, im 
Bedarfsfall (z. B. bei Mitarbeiterwechsel, zusätz-
lich notwendigem Personal, zusätzlicher Aufga-
benübernahme, zusätzliche Fachanwendungen) 
für die im ServiceCenter beschäftigten Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter auf eigene Kosten 
Schulungen zu Remscheid-spezifi schen Themen 
durchzuführen bzw. anfallenden Personalkosten 
hierfür zu übernehmen. Die Schulungen können 
sowohl inhaltliche als auch organisatorische 
Fragestellungen betreffen. Schulungen sind vor 
dem Einsatz des Personals durchzuführen. Bei 
Bedarf stellt die Stadt Remscheid Beschäftigte 
für Informationsveranstaltungen im Service-
Center zur Verfügung.

3.  Die Stadt Remscheid gewährleistet, die für die 
Auskünfte im ServiceCenter erforderlichen 
Remscheid-spezifi schen Informationen und 
Daten bedarfsgerecht und mit der Stadt Wup-
pertal qualitätsgesichert zur Verfügung zu stel-
len. Dies gilt z. B. für verwaltungsintern und im 
Internet veröffentlichte Informationen, schrift-
lich formulierte Handlungsanweisungen sowie 
das interne elektronische Telefonbuch.

4.  Die Stadt Remscheid verpfl ichtet sich, während 
des Betriebes die Anrufe auf einen VDN (Vector 
Dial Number) der Telefonanlage des Service-
Centers umzuleiten.

5.  Die Stadt Remscheid benennt eine „verantwort-
liche Person“ als zentrale(n) Ansprechpartner(in) 
für die Stadt Wuppertal. Zusätziich benennt die 
Stadt Remscheid für die Zusammenarbeit zwi-
schen dem ServiceCenter und der Stadt Rem-
scheid entsprechende Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter aus allen Organisationseinheiten. 
Ebenso benennt die Stadt Remscheid jeweils 
Ansprechpartner für die DV-Systeme sowie für 
die Telekommunikations-Anlage.

6.  Die Stadt Remscheid ist verpfl ichtet, von ihr 
durchgeführte Sonderaktionen mit einer ange-
messenen Vorlaufzeit anzukündigen. Sonderak-
tionen in diesem Sinne sind abweichend vom 
Geschäft der laufenden Verwaltung mengenmä-
ßig gebündelte Postsendungen an Bürger/innen, 

in denen ein Hinweis auf das Service-Center 
bzw. eine im ServiceCenter auf einem separaten 
VDN aufl aufende Telefonnummer angegeben ist.

§ 4 
Leistungsspektrum und Qualität

Die Qualität und das Leistungsspektrum der im 
ServiceCenter erbrachten Dienstleistungen orien-
tieren sich am gemeinsam abgestimmten Qualitäts-
handbuch, das im Laufe des ersten gemeinsamen 
Betriebsjahres erstellt wird, in seiner jeweils aktu-
ellen Fassung. Änderungen und Ergänzungen im 
Qualitätshandbuch werden im beiderseitigen Ein-
vernehmen vereinbart.

§ 5 
Technische Voraussetzungen

1.  Die Übernahme der Anrufe geschieht, indem die 
auf die Rufnummer der Telefonzentrale der 
Stadt Remscheid eingehenden Anrufe in das 
ServiceCenter umgeleitet werden.

2.  Zur Optimierung der Bürgerinformationsmög-
lichkeiten wird von der Stadt Remscheid sicher-
gestellt, dass alle Informationen gegenüber den 
Bürgern aus der Wissensdatenbank des Service-
Centers gleich sind mit dem von der Stadt Rem-
scheid eingesetzten Content-Management-Sys-
tem bzw. den im Internet veröffentlichten Infor-
mationen. Diese umfassen sowohl auf „www.
Remscheid.de" angebotene Informationen als 
auch sogenannte „externe" Internetportale, die 
unter anderen Domains angeboten werden (z. B. 
Theater, Museen).

3.   Die Erfassung und Bearbeitung der einzelnen 
Anfragen erfolgt mit der bei der Stadt Wupper-
tal eingesetzten Software und wird entspre-
chend den Anforderungen, die sich aus dem 
Betrieb eines ServiceCenters für die Stadt Rem-
scheid ergeben, angepasst. So werden z. B. die 
durch die Tätigkeit für die Stadt Remscheid 
entstehenden Vorgänge in einem eigenständigen 
Mandanten des Systems vorgehalten.

4.  Die technische Anbindung einschließlich der 
entsprechenden Kosten wird über gesonderte 
Verträge zwischen der Stadt Wuppertal und der 
Stadt Remscheid geregelt.

5.  Die Stadt Remscheid erhält die Rechte zur Nut-
zung und Weiterverarbeitung aller für sie im 
ServiceCenter gespeicherten Datenbestände.

§ 6 
Personal

1.  Die Tätigkeit des ServiceCenter wird durch Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter der Stadt Wup-
pertal und der Stadt Remscheid wahrgenom-
men.

2.  Die Personalbedarfsermittlung für das Service-
Center erfolgt anhand der für ServiceCenter 
geltenden Berechnungsmethode „Erlang C“. 
Diese berechnet nach angestrebtem Zielservice-
level und anderen Einfl ussfaktoren wie z. B. 
Anrufvolumen und -verteilung, Wartetoleranz 
der Anrufer etc. die je Zeitintervall benötigte 
Mitarbeiteranzahl. Daraus wird der Gesamtper-
sonalbedarf abgeleitet. Um die Schwankungen 
im Anrufaufkommen abdecken zu können, 
erfolgt ein entsprechender Einsatz teilzeitbe-
schäftigter Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter.

3.  Bei erforderlichen Stellenbesetzungen werden 
die Stellen inhaltsgleich nach den von der Stadt 
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Wuppertal entwickelten Standards in den zu 
diesem Zeitpunkt beteiligten Städten ausge-
schrieben. Die Veröffentlichung obliegt den 
beteiligten Städten. Bewerberinnen und Bewer-
ber werden ausschließlich nach Eignung ausge-
wählt und im ServiceCenter eingesetzt.

4.  Das genaue Prozedere bzgl. Stellenausschrei-
bung, Auswahlverfahren, Personalgestellung 
und Personaleinsatz ist in der Anlage 1 – Perso-
nal – festgelegt.

§ 7 
Kosten

Die für den Betrieb des ServiceCenter anfallenden 
Personal- und Sachkosten werden anteilig nach 
dem Verhältnis der vom ServiceCenter für die Par-
teien jeweils erbrachten Dienstleistungen getragen. 
Aufteilungsgrundlage sind die Summen der in § 2 
Abs. 7 genannten statistischen Erfassungen von 
Gesprächsdauer und Nachbearbeitungszeiten im 
ServiceCenter je Partei bezogen auf das Kalender-
jahr.

Die detaillierten Abrechnungsmodalitäten sind in 
der Anlage 2 – Abrechnung – festgelegt.

§ 8 
Datenschutz

1.  Das Speichern, Nutzen und Übermitteln perso-
nenbezogener Daten ist in Bezug auf die aus 
Remscheid kommenden Anrufe nur in dem 
Umfang zulässig, wie die Daten zur Erfüllung 
der in § 2 Abs. 3 dieser Vereinbarung normierten 
Aufgaben erforderlich sind. Die im ServiceCen-
ter mit der Bearbeitung dieser Daten befassten 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind Dritten 
gegenüber zur Geheimhaltung der Daten ver-
pfl ichtet. Dies gilt nicht in Bezug auf die Über-
mittlung der Daten an die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter der zuständigen Organisationsein-
heiten der Stadt Remscheid.

2.  Die gespeicherten Daten sind zu löschen, wenn 
ihre Kenntnis zur Aufgabenerfüllung nicht mehr 
erforderlich ist. Nach Ablauf von 6 Monaten 
werden die personenbezogenen Daten aus den 
gespeicherten und abgeschlossenen Vorgängen 
automatisch von der Stadt Wuppertal gelöscht, 
soweit dem nicht konkret geregelte Aufbewah-
rungsfristen entgegen stehen.

3.  Ggf. erforderliche detailliertere Regelungen sind 
in Abstimmung mit den Datenschutzbeauftrag-
ten der Städte Wuppertal und Remscheid zu 
treffen. Die Datenschutzerklärung der Stadt 
Wuppertal wird als Anlage 3 – Datenschutz – 
mit zu dieser Vereinbarung genommen.

§ 9 
Haftung

1.  Die Stadt Wuppertal stellt die Stadt Remscheid 
von etwaigen Schadenersatzansprüchen frei, die 
Dritte ihr gegenüber in Bezug auf die Tätigkeit 
ihrer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter wegen 
fehlerhafter Auskunftserteilung im ServiceCen-
ter oder der Nichteinhaltung datenschutzrecht-
licher Bestimmungen geltend machen.

2.  Die Stadt Wuppertal haftet nicht für Schäden, 
die aufgrund eines technisch bedingten und von 
ihr nicht zu vertretenden Mangels oder Ausfalls 
der technischen Einrichtungen verursacht wor-
den sind. Die Stadt Wuppertal übernimmt auch 
keine Haftung für Schäden, die dadurch entste-

hen, dass die von der Stadt Remscheid übermit-
telten Remscheid-spezifi schen Daten/Informati-
onen falsch und/oder unvollständig waren.

§ 10 
Dauer der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung

1.  Diese Vereinbarung tritt am 01.06.2009 in Kraft. 
Sie hat eine Laufzeit bis zum 31.12.2019 und 
verlängert sich um jeweils 2 weitere Jahre, 
sofern sie nicht spätestens 12 Monate vor ihrem 
Auslaufen von einer der Parteien gekündigt 
wird. Die inhaltliche Umsetzung beginnt nach 
dem Inkrafttreten zu dem Zeitpunkt, nach dem 
die erforderlichen technischen, organisatori-
schen und personellen Voraussetzungen umge-
setzt sind.

2.  Im Bedarfsfall können die Grundlagen der Kos-
tenerstattung im Rahmen neuer Verhandlungen 
angepasst werden.

§ 11 
Kündigung, Vertragsanpassung

1.  Die Vereinbarung kann aus einem wichtigen 
Grund jederzeit gekündigt werden. Ein wichti-
ger Grund ist insbesondere dann gegeben, wenn 
eine der Parteien gegen eine der in dieser Ver-
einbarung getroffenen Abreden in erheblichem 
Maß oder wiederholt verstößt und der anderen 
Partei ein Festhalten an dem Vertrag nicht mehr 
zumutbar ist. Ein wiederholter Verstoß liegt vor, 
wenn sich eine Zuwiderhandlung gegen den Ver-
trag trotz vorheriger schriftlicher Abmahnung 
in mindestens zwei Fällen ereignet.

2.  Im Falle einer Kündigung aus wichtigem Grund 
hat die Partei, die Anlass zu der Kündigung 
gegeben hat, der anderen Partei den dieser 
durch die Kündigung entstandenen und nachge-
wiesenen Schaden zu ersetzen.

3.  Bei Kündigung aus wichtigem Grund durch eine 
der Vertragsparteien treten die Rechtsfolgen der 
Kündigung erst nach einer Übergangszeit von 
zwölf Monaten nach Zugang der Kündigung in 
Kraft.

4.  Die Kündigung aus wichtigem Grund nach § 11 
Abs. 1 sowie die Kündigung nach § 10 Abs. 1 
bedürfen der Schriftform.

5.  Können sich die Parteien trotz eingehender Ver-
handlungen über eine Vertragsanpassung, die 
von einem der Vertragspartner z. B. aus wirt-
schaftlichen Gründen für erforderlich gehalten 
wird, nicht verständigen, so ist gem. § 30 GKG 
die Aufsichtsbehörde zur Schlichtung anzuru-
fen.

  Kommt trotz Anrufung der Aufsichtsbehörde als 
Schlichtungsstelle eine Einigung nicht zustande, 
erhalten beide Parteien ein Sonderkündigungs-
recht, dessen Rechtsfolgen zwölf Monate ab 
Zugang der Kündigungserklärung eintreten. 
§ 11 Abs. 4 gilt entsprechend; § 11 Abs. 2 fi ndet 
keine Anwendung.

§ 12 
Salvatorische Klausel

1.  Sollten eine oder mehrere Bestimmungen dieser 
Vereinbarung unwirksam sein oder im Nach-
hinein für unwirksam erklärt werden oder 
undurchführbar sein oder sollte in der Vereinba-
rung eine Regelungslücke enthalten sein, so soll 
dadurch die Wirksamkeit der Vereinbarung im 
Übrigen nicht berührt sein. Beide Parteien neh-
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men dann unverzüglich Verhandlungen auf, um 
eine neue Regelung zu vereinbaren, die der 
unwirksamen Bestimmung in ihrem Regelungs-
gehalt möglichst nahe kommt.

2.  Änderungen und Ergänzungen dieser Vereinba-
rung bedürfen der Schriftform.

3.   Diese Vereinbarung wird zweifach ausgefertigt. 
Jede Partei erhält eine Ausfertigung.

Die Anlage 1 – Personal – (zu § 6) und die Anlage 2 
– Abrechnung – (zu § 7) sowie die Anlage 3 – 
Datenschutz sind Bestandteil dieser öffentlich-
rechtlichen Vereinbarung.

Wuppertal, den 14. April 2009

 Jung    I.V. Slawig

 Stadt Wuppertal   Stadt Wuppertal
 Oberbürgermeister   Stadtdirektor

Remscheid, den 23. März 2009

 Wilding   I.V. Mast-Weisz

  Stadt Remscheid   Stadt Remscheid
Oberbürgermeisterin  Stadtdirektor

Anlage 1 

 Personal 

1 Stellen

 1.1  Im ServiceCenter sind folgende Stellen ein-
gerichtet:

Funktion Eingruppierung/
Bewertung

Nachrichtlich: 
umgerechnete 
Vollzeitstellen 
am 01.04.2009

Leitung BBesA 13 / EG 13 1

Teamleitung BBesA 10 / EG 09 2

Agent BBesA 08 / EG 08 27

 1.2  Personalbedarfsermittlung für das Service-
Center sowie Änderungen der Bewertungen 
der Stellen im ServiceCenter obliegen der 
Stadt Wuppertal.

 1.3  Die Stadt Wuppertal stimmt – soweit die 
festgelegte Kostentragungspfl icht der betei-
ligten Städte davon berührt wird – vorgese-
hene Änderungen der Anzahl, der Funktio-
nen und der Bewertungen/Eingruppierungen 
der Stellen im ServiceCenter unter Nachweis 
des Bedarfs bzw. Angabe der Gründe min-
destens drei Monate vor Umsetzung mit den 
beteiligten Städten ab.

2 Stellenausschreibung

Da die personelle Besetzung des ServiceCenters 
vornehmlich durch interne Umsetzung von 
Beschäftigten der Städte Wuppertal und Rem-
scheid erfolgen soll, werden im Service-Center zu 
besetzende Stellen grundsätzlich in beiden Städten 
gleichzeitig nach folgenden Regelungen ausge-
schrieben (Anmerkung: Die in 2009 im Service-
Center aufgrund der Beteiligung der Stadt Rem-
scheid zu besetzenden Stellen werden zunächst nur 

intern in der Stadtverwaltung Remscheid ausge-
schrieben.):

 2.1  Die aufgrund Personalfl uktuation und Stel-
lenneueinrichtungen (s. hierzu 1.3) im Ser-
viceCenter voraussichtlich erforderlich wer-
denden Stellenbesetzungen werden von der 
Stadt Wuppertal ermittelt und der Stadt 
Remscheid mindestens sechs Wochen vor 
Ausschreibungsbeginn unter Vorgabe des 
Ausschreibungstextes und der Bewerbungs-
frist mitgeteilt.

 2.2  Die Stadt Remscheid entscheidet nach eige-
nen personalwirtschaftlichen Maßstäben, ob 
und in welchem Umfang sie die interne 
Ausschreibung der Stellen vornimmt, und 
veranlasst eigenverantwortlich – über die 
Ausschreibung der Stellen in der Stadt 
Wuppertal hinaus – die Ausschreibung der 
entsprechenden Stellen in ihrer Verwaltung.

 2.3  Nach Ablauf der Bewerbungsfrist sind die 
vorliegenden Bewerbungen von den beteilig-
ten Städten der Stadt Wuppertal zur Durch-
führung des Auswahlverfahrens zu übersen-
den.

3 Auswahlverfahren

 3.1  Das Personalmanagement der Stadt Wupper-
tal organisiert und betreut die Bewerbungs-/
Vorstellungsgespräche.

 3.2  Grundsätzlich werden alle Bewerberinnen 
und Bewerber, die die formalen Vorausset-
zungen für eine Stellenbesetzung erfüllen, in 
Absprache mit ihrer jeweiligen Personalver-
waltung zu einem Bewerbungs-/Vorstel-
lungsgespräch eingeladen.

 3.3  Bewerbungs-/Vorstellungsgespräche werden 
nach den von der Stadt Wuppertal entwi-
ckelten Standards geführt. Der Ablauf der 
Bewerbungs-/Vorstellungsgespräche wird in 
einen praktischen und einen Gesprächsteil 
gegliedert.

 3.4  An den Bewerbungs-/Vorstellungsgesprä-
chen werden der Personalrat, die Schwerbe-
hindertenvertretung und die Gleichstellungs-
beauftragten beteiligt. Die Personalräte, 
Schwerbehindertenvertretungen und Gleich-
stellungsbeauftragten der beteiligten Städte 
stimmen sich hierzu untereinander ab Und 
benennen jeweils eine Person als ihre Vertre-
tung in den Bewerbungs-/Vorstellungsge-
sprächen. Darüber hinaus nimmt eine Mitar-
beiterin bzw. ein Mitarbeiter der Personal-
wirtschaft der Stadt Remscheid an den 
Bewerbungs-/ Vorstellungsgesprächen teil.

 3.5  Bewerberinnen und Bewerber werden aus-
schließlich nach Eignung ausgewählt. Nach 
jedem Bewerbungs-/Vorstellungsgespräch 
werden hierzu von den Beteiligten Punkte 
nach einem vorab abgestimmten Bewer-
tungsschema verteilt. Aufgrund der erreich-
ten Punktzahl wird eine Rangfolge erstellt, 
nach der die Stellenbesetzungen im Service-
Center erfolgen.

 3.6  Alle Bewerberinnen und Bewerber erhalten 
nach Abschluss des Auswahlverfahrens eine 
Rückmeldung. Für den Fall ihrer Qualifi ka-
tion wird ihnen zudem mitgeteilt, auf wel-
chem Platz der Nachrückliste sie liegen und 
zu welchem Zeitpunkt mit ihrem Einsatz im 
ServiceCenter gerechnet werden kann. Die 
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Zusage erlischt ein Jahr nach dem Auswahl-
verfahren.

4 Stellenbesetzung

 4.1  Die ServiceCenter-Leitung beantragt bei 
Bedarf entsprechend der Rangfolge nach Zif-
fer 3.5 bei der Personalverwaltung der jewei-
ligen Stadt die Umsetzung der beschäftigten 
Person zum in Frage kommenden Zeitpunkt. 
Diese veranlasst sodann sämtliche erforder-
lichen Maßnahmen zur Umsetzung.

 4.2  Grundsätzlich bleiben die im ServiceCenter 
beschäftigten Personen Beschäftigte ihrer 
jeweiligen Stadt und werden im Rahmen von 
Abordnung bzw. Personalgestellung der 
Stadt Wuppertal ausschließlich zum Einsatz 
im Service-Center überlassen.

 4.3  Ob auf ausdrücklichen Wunsch der jeweili-
gen beschäftigten Person ein Dienstherren- 
bzw. Arbeitgeberwechsel dergestalt erfolgen 
kann, dass die Stadt Wuppertal den beste-
henden Arbeitsvertrag unter Anerkennung 
der bisherigen erworbenen Ansprüche über-
nimmt, bedarf im Einzelfall der Abstimmung 
unter den beteiligten Städten.

5  Grundlagen des Personaleinsatzes von Tarifbe-
schäftigten im ServiceCenter

 5.1  Das Beschäftigungsverhältnis der von den 
beteiligten Städten im Wege der Personalge-
stellung zur Arbeitsleistung zur Verfügung 
gestellten Tarifbeschäftigten bleibt unbe-
rührt.

 5.2  Die beteiligten Städte und die Stadt Wup-
pertal arbeiten bei den sich aus dem jeweili-
gen Einzelarbeitsvertrag ergebenden Zustän-
digkeiten und Verpfl ichtungen vertrauensvoll 
zusammen. Sie versichern gegenseitig, recht-
lich gebotene Maßnahmen im Rahmen der 
betroffenen Arbeitsverhältnisse ohne schuld-
haftes Zögern einzuleiten und durchzufüh-
ren. Für die Folgen schuldhaften Zögerns 
haftet der jeweilige Verursacher.

 5.3  Die statusrechtlichen Entscheidungen über 
die Personalangelegenheiten der Tarifbe-
schäftigten treffen die beteiligten Städte. 
Hierzu gehören insbesondere Entscheidun-
gen über Eingruppierung, Teilzeitbeschäf-
tigungen, Altersteilzeit, Beurlaubungen, 
Abordnungen, Versetzungen, Abmahnungen 
und Kündigungen.

 5.4  Die beteiligten Städte übertragen das dienst-
liche und fachliche Direktionsrecht für die 
Tarifbeschäftigten auf die Stadt Wuppertal. 
Die Stadt Wuppertal ist damit insbesondere 
zuständig für folgende Angelegenheiten: 
Urlaubsgewährung, Dienstbefreiung, Mehr-
arbeit, Arbeitszeitregelungen, Rufbereit-
schaft und Dienstreisen. Es gelten dabei die 
internen Regelungen der Stadt Wuppertal in 
gleicher Weise, wie sie für deren Beschäftigte 
gelten. Es fi nden insoweit ausschließlich die 
bei der Stadt Wuppertal geltenden Dienstan-
weisungen und Dienstvereinbarungen 
Anwendung.

 5.5  Sofern im ServiceCenter eingesetzte tarifl ich 
Beschäftigte den Angestelltenlehrgang I noch 
nicht erfolgreich absolviert haben und auch 
keine tarifl ichen Ausnahmetatbestände für 
eine entsprechende Eingruppierung erfüllt 
sind, gilt folgendes:

   •  sie bleiben in ihrer bisherigen Entgelt-
gruppe eingruppiert und erhalten eine 
Zulage nach § 14 TVöD

   •  sie sind verpfl ichtet, den AL I zu besuchen 
und abzuschließen

   •  über den Zeitpunkt der Teilnahme am 
AL I entscheidet die Leitung des Service-
Centers in Abstimmung mit den jeweils 
beteiligten Städten.

6  Grundlagen des Personaleinsatzes von Beamtin-
nen und Beamten im ServiceCenter

 6.1  Sollten beamtete Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter der beteiligten Städte im ServiceCenter 
tätig werden, so werden sie zunächst für maxi-
mal fünf Jahre zur Stadt Wuppertal gemäß 
§ 29 Landesbeamtengesetz abgeordnet.

 6.2  Die beteiligten Städte bleiben jeweils zustän-
dig für alle Entscheidungen, die die Rechts-
stellung der Beamtinnen und Beamten betref-
fen (insbesondere Ernennung, Entlassung, 
Versetzung, Teilzeit, Beurlaubung, Zurruhe-
setzung). Des Weiteren bleiben sie zuständig 
für die Zahlung von Dienst- und Versorgungs-
bezügen, Beihilfen, Dienstunfallfürsorge und 
Vorschüssen sowie das Disziplinarrecht.

 6.2  Für alle weiteren Maßnahmen und Entschei-
dungen der Dienstausübung sowie der 
Dienst- und Fachaufsicht ist die Stadt Wup-
pertal zuständig. Ziffer 5.4 gilt entsprechend.

 6.4  Für die dienstlichen Beurteilungen und die 
Gewährung eventueller Leistungszulagen 
der abgeordneten Beamtinnen und Beamten 
gelten jeweils die Richtlinien der beteiligten 
Städte; Beudeiler sind die am Wuppertaler 
Dienstort tätigen Vorgesetzten.

Anlage 2

Abrechnung

1.  Die für den Betrieb des ServiceCenter anfallen-
den Personal- und Sachkosten werden grund-
sätzlich nachträglich p.a. auf Ist-Kosten-Basis 
abgerechnet.

2.  Als Sachkosten werden die Kosten zugrunde 
gelegt, die von der Stadt Wuppertal entweder für 
das ServiceCenter unmittelbar an Dritte gezahlt 
oder i. R. interner Verrechnungen dem Service-
Center in Rechnung gestellt werden. Hierunter 
fallen insbesondere Miete, Betriebskosten, Porto, 
allgemeiner Betriebsbedarf, Büro-sowie EDV- und 
Telekommunikations-Ausstattung. In der Kosten-
abrechnung wird als Verrechnungsgrundlage der 
Anteil der Sachkosten berücksichtigt, der der 
Anzahl der tatsächlich besetzten Arbeitsplätze bei 
insgesamt vorgesehenen 54 Arbeitsplätzen ent-
spricht (X/54). Die Kostenverteilung erfolgt nach 
der Gesprächsverteilung gemäß § 7 der ÖrV.

3.  Als Personalkosten wird die Summe der Ist-Kos-
ten der im ServiceCenter originär tätigen 
Beschäftigten aller beteiligten Städte auf Basis 
des gezahlten ArbeitgeberBruttos sowie etwaiger 
Beihilfezahlungen und zzgl. eines Gemeinkosten-
zuschlags von 10 % auf die Gesamtpersonalkos-
ten berücksichtigt.

4.  Die Summe der im Kalenderjahr für den Betrieb 
des ServiceCenters angefallenen Sach- und Per-
sonalkosten lt. Ziffern 2. und 3. wird von der 
Stadt Wuppertal den beteiligten Städten anteilig 
nach dem Verhältnis der vom ServiceCenter für 
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sie jeweils erbrachten Dienstleistungen gemäß 
der in § 7 genannten Aufteilungsgrundlage 
berechnet. Dabei beträgt der Mindestanteil der 
Stadt Remscheid unabhängig von einer etwa 
geringeren anteiligen Inanspruchnahme 200.000 
Euro p.a..

5.  Vom dem gemäß vorstehender Berechnung von 
der Stadt Remscheid zu tragenden Kostenanteil 
sind die Personalkosten gemäß obiger Berech-
nungsgrundlage in Abzug zu bringen, die die 
Stadt Remscheid für ihre eigenen im ServiceCen-
ter eingesetzten Beschäftigten im Abrechnungs-
zeitraum selbst ausgezahlt hat.

6.  Auf die lt. Ziffer 4. voraussichtlich entstehenden 
Kosten sind von der Stadt Remscheid Abschläge 
in Höhe von jeweils 1/12 monatlich im Voraus bis 
zum 5. Werktag an die Stadt Wuppertal zu zah-
len. Bei der Berechnung der Abschlagshöhe sind 
die nach Ziffer 5. von Remscheid getragenen Per-
sonalkosten entsprechend zu berücksichtigen 
und vorweg abzuziehen.

7.  Die Jahresabrechnung erfolgt durch die Stadt 
Wuppertal bis zum 31.01. des Folgejahres. Sich 
hieraus unter Berücksichtigung der geleisteten 
Abschlagszahlungen etwa ergebende Restbeträge 
sind innerhalb von vier Wochen nach Eingang 
der Abrechnung fällig und auszugleichen.

8.  Die Höhe der Abschlagszahlung für das jeweilige 
Folgejahr wird mit der Schlussrechnung des 
jeweils abgelaufenen Jahres festgelegt. Bis dahin 
sind Abschlagszahlungen in Höhe des Vorjahres 
zu leisten. Sich daraus in Bezug auf die neue 
Abschlagshöhe etwa ergebende Differenzbeträge 
sind mit der nächsten fälligen Abschlagszahlung 
auszugleichen.

9.  Die monatlichen Abschlagszahlungen und evtl. 
Nachzahlungen sind auf das Konto der Stadt-
kasse Wuppertal (Kto.: 100 719, BLZ 330 500 00) 
unter Angabe des in der Rechnung genannten 
Kassenzeichens zu überweisen.

Anlage 3

Datenschutz

§ 1 
Datenschutzbestimmungen

Der Auftragnehmer unterwirft sich bei der Verar-
beitung von Daten denselben Anforderungen, die 
für den Auftraggeber gelten. Er hat insbesondere 
die einschlägigen Vorschriften des Bundesdaten-
schutzgesetzes (BDSG), des Datenschutzgesetzes 
des Landes Nordrhein-Westfalen (DSG NRW), und 
des Sozialgesetzbuches (Erstes und Zehntes Buch 
SGB) zu beachten.

§ 2
Rechte und Pfl ichten des Auftraggebers

(1) Für die Beurteilung der Zulässigkeit der Daten-
verarbeitung sowie für die Wahrung der Rechte der 
Betroffenen ist allein der Auftraggeber verantwort-
lich.

(2) Der Auftraggeber hat das Recht, Weisungen über 
Art, Umfang und Verfahren der Datenverarbeitung 
zu erteilen. Er ist jederzeit berechtigt, im Rahmen der 
Beauftragung Einzelweisungen zum Schutz perso-
nenbezogener Daten zu erteilen und die Einhaltung 
der Vorschriften über den Datenschutz und der von 
ihm getroffenen Weisungen zu überprüfen. Er darf 
ungeachtet der Anwendbarkeit dieser Vorschrift die 
Rechte nach § 80 Abs. 2 Satz 4 SGB X wahrnehmen.

(3) Der Auftraggeber informiert den Auftragneh-
mer unverzüglich, wenn er Fehler oder Unregelmä-
ßigkeiten bei der Prüfung der Auftragsergebnisse 
feststellt.

(4) Der Auftraggeber ist verpfl ichtet, alle im Rah-
men des Vertragsverhältnisses erlangten Kennt-
nisse von Geschäftsgeheimnissen und Datensicher-
heitsmaßnahmen des Auftragnehmers vertraulich 
zu behandeln.

(5) Der Auftraggeber ist berechtigt, einmal jähr-
lich oder in begründeten Fällen auf Wunsch des 
Auftragnehmers die Auftragsdatenverarbeitung 
beim Auftragnehmer zu überprüfen.

§ 3 
Pfl ichten des Auftragnehmers

(1) Die „Datenverarbeitung im Auftrag“ ist grund-
sätzlich von dem Auftragnehmer selbst zu erbrin-
gen. Die Beauftragung Dritter ist nur mit vorheri-
ger schriftlicher Zustimmung des Auftraggebers 
zulässig.

(2) Der Auftragnehmer verarbeitet personenbezo-
gene Daten ausschließlich im Rahmen der getroffe-
nen Vereinbarungen und nach Weisungen des Auf-
traggebers.

(3) Der Auftragnehmer sichert die datenschutz-
konforme Verarbeitung von personenbezogenen 
Daten und die vertragsmäßige Abwicklung aller 
vereinbarten Maßnahmen zu. Er stellt sicher, dass 
die verarbeiteten Daten von sonstigen Datenbe-
ständen getrennt erstellt werden.

(4) Der Auftragnehmer erklärt sich damit einver-
standen, dass der Auftraggeber jederzeit berechtigt 
ist, die Einhaltung der Vorschriften über den 
Datenschutz und der vertraglichen Vereinbarungen 
im erforderlichen Umfang zu kontrollieren, insbe-
sondere durch die Einholung von Auskünften und 
die Einsichtnahme in die gespeicherten Daten und 
die Datenverarbeitungsprogramme.

(5) Bei der Datenverarbeitung sind die technischen 
und organisatorischen Maßnahmen im Sinne des 
§ 10 DSG NRW einzuhalten.

(6) Der Auftragnehmer unterrichtet den Auftrag-
geber umgehend über technische und organisatori-
sche Unzulänglichkeiten der Datensicherung und 
bei jeglichem Verdacht auf Datenschutzverletzun-
gen oder anderen Unregelmäßigkeiten bei der Ver-
arbeitung der personenbezogenen Daten.

(7) Sicherungsmaßnahmen können im Laufe des 
Auftragsverhältnisses der technischen und organi-
satorischen Weiterentwicklung angepasst werden. 
Wesentliche Änderungen sind schriftlich zu verein-
baren.

(8) Soweit die beim Auftragnehmer getroffenen 
Sicherheitsmaßnahmen den Anforderungen des 
Auftraggebers nicht genügen, benachrichtigt er 
den Auftraggeber unverzüglich.

(9) Die Verarbeitung von Daten in Privatwohnun-
gen ist nur mit Zustimmung des Auftraggebers im 
Einzelfall gestattet.

(10) Sollte der Schutz personenbezogener Daten 
durch Maßnahmen Dritter, etwa durch Insolvenz-
verfahren oder durch sonstige Ereignisse gefährdet 
werden, so hat der Auftragnehmer die Stadt unver-
züglich vor Eintritt dieser Maßnahme zu verstän-
digen. Das Eigentum des Auftraggebers (z. B. 
Datenträger, Arbeitskopien, Behältnisse) ist recht-
zeitig zu kennzeichnen.
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§ 4
Verpfl ichtung zur Geheimhaltung

(1) Der Auftragnehmer setzt für die auftragsge-
mäße Verarbeitung personenbezogener Daten nur 
Beschäftigte, ein, die auf das Datengeheimnis (§ 5 
BDSG bzw. § 6 DSG NRW) verpfl ichtet sind.

(2) Der Auftragnehmer verpfl ichtet sich, in sensib-
len Bereichen, soweit beispielsweise Daten, einem 
Berufs- oder besonderen Amtsgeheimnis unterlie-
gen, nur Beschäftigte einzusetzen, die nach dem 
Verpfl ichtungsgesetz verpfl ichtet sind.

(3) Auskünfte darf der Auftragnehmer nur nach 
vorheriger schriftlicher Zustimmung durch den 
Auftraggeber erteilen.

§ 5
Zweckbindung

Der Auftragnehmer verpfl ichtet sich, die Daten 
ausschließlich zu dem in der Öffentlich-rechtlichen 
Vereinbarung genannten Zwecke zu verwenden, sie 
insbesondere nicht zu anderen Zwecken zu verar-
beiten oder an Dritte zu übermitteln.

§ 6
Löschung von Daten

Der Auftragnehmer verpfl ichtet sich, nach vorheriger 
schriftlicher Zustimmung des Auftraggebers, spätes-
tens nach Beendigung des Vertragsverhältnisses 
sämtliche erhaltene Daten auf Datenträgern zu 
löschen und alle etwa noch verbliebenen Arbeitsko-
pien und Arbeitsergebnisse im eigenen Besitz, die mit 
diesen personenbezogenen Daten verbunden sind, zu 
vernichten. Dies ist nach Beendigung der Arbeiten 
schriftlich dem Auftraggeber zu bestätigen.

§ 7
Kontrolle durch den 

Datenschutzbeauftragten vor Ort
Der Auftragnehmer unterwirft sich im Rahmen 
der Auftragsdatenverarbeitung der Kontrolle der 
zuständigen Landesdatenschutzbeauftragten bzw. 
der zuständigen Aufsichtsbehörde und des Daten-
schutzbeauftragten der Stadt Remscheid.

§ 8
Schadensersatz

Der Auftragnehmer stellt den Auftraggeber frei 
von Ansprüchen, nach Maßgabe der § 7 BDSG, § 20 
DSG NRW, § 82 SGB X, die dem Auftraggeber als 
datenverarbeitende Stelle in Durchführung dieses 
Vertrages durch den Auftragnehmer entstehen, 
soweit er diese zu vertreten hat.

Genehmigung

Die öffentlich-rechtliche Vereinbarung zwischen 
der Stadt Wuppertal und der Stadt Remscheid vom 
14.04.2009 / 23.03.2009 zur Übernahme des Tele-
fonservices der Stadt Remscheid durch das von der 
Stadt Wuppertal betriebene ServiceCenter wird 
hiermit aufsichtsbehördlich genehmigt.

Rechtsgrundlage hierfür ist § 24 Abs. 2 in Verbin-
dung mit § 29 Abs. 4 Satz 2 Ziffer 1. b) des Gesetzes 
über kommunale Gemeinschaftsarbeit (GkG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 01.10.1979 (GV. 
NRW. S. 621 / SGV. NRW. 202), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 09.10.2007 (GV. NRW. S. 380).

    Im Auftrag

    Buschwa

Abl. Reg. Ddf. 2009 S. 183

216 Verzicht auf Zulassung 
 des ÖbVermlng Dipl.-Ing. Gerd Süselbeck

Bezirksregierung
31.03.01-2412

Düsseldorf, den 5. Mai 2009

Der Öffentlich bestellte Vermessungsingenieur

 Dipl.-Ing. Gerd Süselbeck
 Rheinaue 35 a
 46535 Dinslaken

hat auf seine Zulassung als Öffentlich bestellter 
Vermessungsingenieur zum 30.04.2009 verzichtet.

An die
Kreise und
kreisfreien Städte
als Katasterbehörden

des Regierungsbezirks

Abl. Reg. Ddf. 2009 S. 190

Umwelt, Raumordnung und Landwirtschaft

217 Bekanntgabe nach § 3 a UVPG 
 über die Feststellung der UVP-Pfl icht 
 für ein Vorhaben der Firma Sasol Solvents 
 Germany GmbH, Römerstr. 733, 47443 Moers

Bezirksregierung
53.01-100-53.0038/09/0401B1

 Düsseldorf, den 6. Mai 2009

Die Firma Sasol Solvents Germany GmbH, Römer-
str. 733, 47443 Moers hat mit Datum vom 
11.02.2009, ergänzt am 30.03.2009, einen Antrag 
auf Erteilung einer Genehmigung gemäß § 16 
Abs. 1 BImSchG für die wesentliche Änderung der 
Sekundär-Butylalkohol-Anlage durch Austausch 
der Luftkühlereinheit auf dem Werksgelände der 
Sasol Solvents Germany GmbH, Römerstr. 733, 
47443 Moers gestellt.

Antragsgegenstand ist die Stillegung und 
Demontage der vorhandenen Luftkühlereinheit 
und die Errichtung und Betrieb eines neuen 
Luftkühlers an der Destillationskolonne der 
SBA-Anlage.

Gemäß § 3 e Abs. 1 Ziffer 2 des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in Ver-
bindung mit Ziffer 4.1 Spalte 1 der Anlage 1 zum 
UVPG und in Verbindung mit § 3 c Abs. 1 UVPG 
ist eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchzu-
führen, wenn das Vorhaben nach Einschätzung 
der zuständigen Behörde aufgrund überschlägi-
ger Prüfung unter Berücksichtigung der in 
Anlage 2 zum UVPG aufgeführten Kriterien 
erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen 
haben kann, die nach § 12 UVPG zu berücksich-
tigen wären.

Im vorliegenden Fall hat die allgemeine Vorprüfung 
im Einzelfall ergeben, dass erhebliche nachteilige 
Umweltauswirkungen durch das beantragte Vorha-
ben nicht zu erwarten sind.

Gemäß § 3 a Satz 1 UVPG stelle ich daher fest, dass 
für das beantragte Vorhaben eine Verpfl ichtung zur 
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Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprü-
fung nicht besteht.

Die Feststellung ist gemäß § 3 a Satz 3 UVPG nicht 
selbständig anfechtbar.

    Im Auftrag

    Gühlstorf

Abl. Reg. Ddf. 2009 S. 190

C.
Rechtsvorschriften 

und Bekanntmachungen anderer 
Behörden und Dienststellen

218 Bekanntmachung 
 der Sitzung und Tagesordnung 
 der Verbandsversammlung Kommunales 
 Rechenzentrum Niederrhein

Die nächste Sitzung der Verbandsversammlung fi n-
det am 25.05.2009 um 17.00 Uhr im Kommunalen 
Rechenzentrum Niederrhein – Konferenzraum Nie-
derrhein –, Friedrich-Heinrich-Allee 130, 47475 
Kamp-Lintfort statt.

Tagesordnung

A. Öffentliche Sitzung

Punkt 1:  Feststellung der Beschlussfähigkeit und 
der ordnungsgemäßen Einladung

Punkt 2: Anregungen zur Tagesordnung

Punkt 3:  Genehmigung der Niederschrift der Sit-
zung vom 28.11.2008

Punkt 4:  Bestimmung eines Mitgliedes zur Mitun-
terzeichnung der Niederschrift

Punkt 5:  Bericht über die Behandlung von 
Beschlüssen, Anregungen und Empfeh-
lungen aus der letzten öffentlichen Sit-
zung

Punkt 6: Entwurf des Jahresabschlusses 2008

Punkt 7:  Controllingbericht über das 1. Quartal 
2009

Punkt 8:  Jahresabschluss KRZN GmbH inkl. 
Prüfung

Punkt 9:  Bericht über die aktuellen Aktivitäten in 
dem Geschäftsfeld Anwendungen

Punkt 10:  Bericht über die aktuellen Aktivitäten in 
dem Geschäftsfeld Systeme und Netze

Punkt 11: Beitritt des KRZN zu d-NRW

Punkt 12: Mitteilungen und Anfragen

B. Nichtöffentliche Sitzung

Punkt 13:  Bericht über die Behandlung von 
Beschlüssen, Anregungen und Empfeh-
lungen aus der letzten nichtöffentlichen 
Sitzung

Punkt 14: Bestellung eines Verbandskämmerers

Punkt 15: Bestellung eines Rechnungsprüfers

Punkt 16:  Bestellung eines Beamten zum stellver-
tretenden RPA-Leiter

Punkt 17: Mitteilungen und Anfragen

Kamp-Lintfort, den 4. Mai 2009

Kommunales Rechenzentrum Niederrhein

    gez. Papen

    Vorsitzender der 
    Verbandsversammlung
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219 Öffentliche Bekanntmachung 
 der Neufestsetzung von Ortsdurchfahrten 
 im Zuge der B 7 im Gebiet der Stadt Düsseldorf

Landesbetrieb Straßenbau NRW 
Betriebssitz Gelsenkirchen
0000.42100.060 – 4.22.03.02

In der Stadt Düsseldorf, Regierungsbezirk Düssel-
dorf, ist im Zuge der B 7 aufgrund der vorhande-
nen Bebauung und der Erschließung die Verlänge-
rung der Ortsdurchfahrt erforderlich.

Gemäß § 5 Abs. 4 des Bundesfernstraßengesetztes 
(FStrG) vom 19.04.1994 i.V.m. § 4 der Verordnung 
zur Durchführung des Bundesfernstraßengesetzes 
wird im Benehmen mit der Bezirksregierung Düs-
seldorf und nach Anhörung der Stadt Düsseldorf 
die Ortsdurchfahrt im Zuge der B 7 wie folgt neu 
festgesetzt:

1)  von Netzknoten 4706 145 E nach Netzknoten 
4706 145 F
von Station 0,000 bis Station 0,845

 (Länge: 0,845 km)

Die Neufestsetzung der Ortsdurchfahrt gilt mit 
Wirkung vom 01.01.2010. 

Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen diese Entscheidung können Sie innerhalb 
eines Monats nach Bekanntgabe Klage erheben. 
Die Klage ist beim Verwaltungsgericht 40213 Düs-
seldorf, Bastionstr. 39, schriftlich einzureichen oder 
persönlich zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle zu erklären.

Wird die Klage schriftlich erhoben, so sollen ihr 
zwei Abschriften beigefügt werden.

Hinweis:
Durch das Bürokratieabbaugesetz II ist das einer 
Klage bisher vorgelagerte Widerspruchsverfahren 
abgeschafft worden. Zur Vermeidung unnötiger, kos-
tenpfl ichtiger Klagen rege ich an, sich bei Unstim-
migkeiten zunächst mit mir in Verbindung zu setzen.

Ich weise aber darauf hin, dass die Klagefrist von 
einem Monat durch einen solchen Einigungsver-
such nicht verlängert wird.

Gelsenkirchen, den 30. April 2009

    Im Auftrag

    Christoph Querdel
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220 Öffentliche Bekanntmachung 
 der Neufestsetzung von Ortsdurchfahrten 
 im Zuge der B 227 im Gebiet der 
 Stadt Heiligenhaus

Landesbetrieb Straßenbau NRW 
Betriebssitz Gelsenkirchen
0000.42100.060 – 4.22.03.02

In der Stadt Heiligenhaus, Regierungsbezirk Düs-
seldorf, ist im Zuge der B 227 aufgrund der vor-
handenen Bebauung und der Erschließung die Ver-
längerung der Ortsdurchfahrt erforderlich.

Gemäß § 5 Abs. 4 des Bundesfernstraßengesetztes 
(FStrG) vom 19.04.1994 i.V.m. § 4 der Verordnung 
zur Durchführung des Bundesfernstraßengesetzes 
wird im Benehmen mit der Bezirksregierung Düs-
seldorf und nach Anhörung der Stadt Heiligenhaus 
die Ortsdurchfahrt im Zuge der B 227 wie folgt neu 
festgesetzt:

1)  von Netzknoten 4607 006 nach 
Netzknoten 4607 054

 von Station 0,270 bis Station 0,710
 (Länge: 0,440 km)

Die Neufestsetzung der Ortsdurchfahrt gilt mit 
Wirkung vom 01.01.2010. 

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Entscheidung können Sie innerhalb 
eines Monats nach Bekanntgabe Klage erheben. 
Die Klage ist beim Verwaltungsgericht 40213 Düs-
seldorf, Bastionstr. 39, schriftlich einzureichen oder 
persönlich zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle zu erklären.

Wird die Klage schriftlich erhoben, so sollen ihr 
zwei Abschriften beigefügt werden.

Hinweis:
Durch das Bürokratieabbaugesetz II ist das einer 
Klage bisher vorgelagerte Widerspruchsverfahren 
abgeschafft worden. Zur Vermeidung unnötiger, kos-
tenpfl ichtiger Klagen rege ich an, sich bei Unstim-
migkeiten zunächst mit mir in Verbindung zu setzen.

Ich weise aber darauf hin, dass die Klagefrist von 
einem Monat durch einen solchen Einigungsver-
such nicht verlängert wird.

Gelsenkirchen, den 30. April 2009

    Im Auftrag

    Christoph Querdel
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221 Öffentliche Aufforderung
(Heinrich Christian Ladewig – Nachlass)

Amtsgericht Ratingen
Geschäfts-Nr.: 14 IV 5/98

 Ratingen, den 21. April 2009

Am 03.01.1998 verstarb in Ratingen der am 
24.01.1921 in Neumünster geborene deutsche 
Staatsangehörige Heinrich Christian Ladewig. 
Erben konnten nicht ermittelt werden. Alle Perso-
nen, denen Erbrechte am Nachlass zustehen, wer-
den aufgefordert, diese Rechte binnen 6 Wochen ab 
Veröffentlichung beim Amtsgericht Ratingen anzu-
melden, widrigenfalls gem. § 1964 BGB festgestellt 
wird, dass ein anderer Erbe als der Fiskus nicht 
vorhanden ist. Der reine Nachlass beträgt etwa 
4.496,– €.
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222 Ungültigkeitserklärung 
 eines Polizei-Dienstausweises

(Kommissaranwärterin Jessica Both)

Polizeipräsidium Duisburg 
ZA 21-1504 

Duisburg, den 23. April 2009

Der von der ZPD Linnich am 25.09.2007 ausge-
stellte Dienstausweis Nr.: 0755194 der Kommissar-
anwärterin Jessica Both ist 15.04.2009 in Verlust 
geraten. Der Ausweis wird hiermit für ungültig 
erklärt.
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Ver öf fent li chungs er su che für das Amts blatt und den Öf fent li chen An zei ger – Bei la ge zum Amts blatt – sind nur an die 
Be zirks re gie rung Düs sel dorf – Amts blatt stel le – Ce ci li en al lee 2, 40474 Düs sel dorf, zu rich ten.

Das Amts blatt mit dem Öf fent li chen An zei ger er scheint wö chent lich.

Re dak ti ons schluss: Frei tag, 10.00 Uhr

Lau fen der Be zug nur im Abon ne ment. Abon ne ments be stel lun gen und -ab be stel lun gen kön nen für den fol gen den Abon ne-
ments zeit raum – 1. 1. bis 30. 6. und 1. 7. bis 31. 12. – nur be rück sich tigt wer den, wenn sie spä tes tens am 30. No vem ber bzw.
31. Mai der ABO-Ver wal tung von A. Ba gel, Gra fen ber ger Al lee 82, 40237 Düs sel dorf,
Fax (02 11) 96 82/229, Te le fon (0211) 9 68 22 41, vor lie gen.
Bei je dem Schrift wech sel die auf dem Ad res se ne ti kett in der Mit te oben ste hen de sechs stel li ge Kun den num mer an ge ben, bei 
Ad res sen än de rung das Ad res se ne ti kett mit be rich tig ter Ad res se an die ABO-Ver wal tung von A. Ba gel zu rück sen den.
Be zugs preis: Der Be zugs preis be trägt halb jähr lich 12,– Eu ro und wird im Na men und für Rech nung der Be zirks re gie rung

von A. Ba gel im Vo raus er ho ben.
Ein rü ckungs ge büh ren für die 2spal ti ge Zei le oder de ren Raum 0,92 Eu ro.

Ein zel preis die ser Aus ga be 1,60 Eu ro zzgl. Ver sand kos ten.

In den Be zugs- und Ein zel prei sen ist kei ne Um satz steu er i. S. d. § 14 UStG ent hal ten.

Ein zel stü cke wer den durch A. Ba gel, Gra fen ber ger Al lee 82, 40237 Düs sel dorf,
Fax (02 11) 96 82/2 29, Te le fon (02 11) 9 68 22 41, ge lie fert. Von Vor ab sen dun gen des Rech nungs be tra ges – in wel cher Form
auch im mer – bit ten wir ab zu se hen. Die Lie fe run gen er fol gen nur auf Grund schrift li cher Be stel lung ge gen Rech nung.

He raus ge ber: Be zirks re gie rung Düs sel dorf, Ce ci li en al lee 2, 40474 Düs sel dorf
In ter net: www.bez reg-du e ssel dorf.nrw.de
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